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A. Einleitung 

I. Problemstellung und Erkenntnisinteresse 

Die Überwachung der Wirtschaft und die Verfolgung von Wirtschaftsstraftaten 
sind häufig jeweils die Kehrseite ein- und derselben Medaille. Der einheitliche 
Sachverhalt wird unter unterschiedlichen Gesichtspunkten rechtlich gewürdigt. 
Dass von staatlicher Seite ein Interesse besteht, die informationellen Ressourcen in 
beiden Verfahren zu nutzen, kann daher nicht verwundern. 

So sind beispielsweise die Informationen, die der Betreiber einer Anlage der Um-
weltaufsichtsbehörde durch Auskünfte und Vorlage von Unterlagen oder im Rah-
men der Überwachung erstellten Aufzeichnungen übermittelt, bei dem Verdacht 
einer Umweltstraftat auch für die Staatsanwaltschaft von Interesse. Ein Zugriff der 
Strafverfolgungsbehörden auf diese Informationen erscheint gleichwohl vor dem 
Hintergrund bedenklich, dass es den Verfolgungsbehörden im Strafverfahren ver-
wehrt ist, den Beschuldigten zu Auskünften, zur Vorlage von Unterlagen oder zur 
Fertigung von Aufzeichnungen zu zwingen. 

Umgekehrt ist es denkbar, dass die Aufsichtsbehörde zur Abwehr von Umwelt-
schäden Informationen benötigt, welche die Strafverfolgungsbehörden in einem 
Ermittlungsverfahren gegen den Anlagenbetreiber, z.B. durch eine Durchsuchung, 
erlangt hat. Die Übermittlung ist auch hier nicht frei von Bedenken, denn die Be-
hörde erhält dadurch Informationen, die sie sich selbst auf diese Weise nicht unmit-
telbar, d.h. durch eine Durchsuchung, hätte verschaffen können. 

Die gesetzliche Ausgestaltung der Eingriffsbefugnisse, insbesondere deren Be-
grenzung, verwirklicht in dem jeweiligen Verfahren den Schutz der Grund- und 
Verfahrensrechte des Einzelnen. Dieses vom Gesetzgeber geschaffene Schutzkon-
zept wird wirkungslos, wenn die Grenzen der Informationserhebung in dem einen 
Verfahren durch den Zugriff auf Informationen aus dem anderen Verfahren unter-
laufen werden. Durch die informationelle Vernetzung zwischen Aufsichts- und 
Verfolgungsbehörden droht eine faktische Kumulation von Ermittlungsbefugnis-
sen und eine Aushöhlung der Grund- und Verfahrensrechte des Einzelnen. 

Der Ausgleich zwischen dem staatlichen Interesse an „informationeller Effi-
zienz"1 und der Wahrung von Grundrechten und Verfahrensrechten des Einzelnen 
ist Gegenstand der vorliegenden Untersuchung. Sie schließt damit einerseits an frü-
here Arbeiten an, in denen das Spannungsverhältnis zwischen öffentlich-rechtli-

1 Hoffmann-Riem, in: Hoffmann-Riem/Schmidt-Aßmann, Effizienz (1998), S. 11, 30. 
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chen Mitwirkungspflichten und der strafprozessualen Aussagefreiheit („Nemo te-

netur se ipsum accusare") zunächst im Steuerrecht2, später im Verwaltungsrecht3, 

insbesondere im Umweltrecht4 , untersucht worden ist. Die vorliegende Untersu-

chung greift jedoch über den Nemo-tenetur-Grundsatz hinaus, indem sie anderer-

seits weitere Grundrechte als verfassungsrechtliche Hindernisse für den zwischen-

behördlichen Informationsfluss einbezieht. Durch das Volkszählungsurteil5 ist die 

informationelle Amtshilfe zwischen Aufsichts- und Verfolgungsbehörden den 

Grenzen des Rechts auf informationelle Selbstbestimmung (Art. 2 I i.V.m. Art . 1 I 

G G ) unterworfen worden. Der verfassungsrechtliche Schutz vor der Erhebung 

und Verarbeitung personenbezogener Daten wird durch andere Grundrechte mit 

informationeller Schutzrichtung ergänzt (Art. 10, 13 GG). Die verfassungsrechtli-

chen Grenzen, welche diese Grundrechte der verfahrensübergreifenden Verwen-

dung personenbezogener Daten setzen, sind bisher vor allem im Zusammenhang 

mit der Zusammenarbeit zwischen Polizei und Strafverfolgungsbehörden bzw. der 

doppelfunktionellen Tätigkeit der Polizei diskutiert worden.6 Im Bereich der Wirt -

schaftsaufsicht wird die Problematik der informationellen Zusammenarbeit zwi-

schen Aufsichtsbehörden und Strafverfolgungsbehörden hingegen nur vereinzelt 

behandelt.7 Die vorliegende Untersuchung soll einen Beitrag dazu leisten, die in 

diesem Bereich bestehenden Lücken zu schließen. 

Das Erkenntnisinteresse der Untersuchung ist nach alledem darauf gerichtet, die 

verfassungsrechtlichen Grenzen der verfahrensübergreifenden Verwendung per-

sonenbezogener Daten bzw. Informationen8 durch Aufsichtsbehörden und Ver-

folgungsbehörden zu bestimmen und - daran anschließend - die bestehenden ge-

1 Reiß, Besteuerungsverfahren und Strafverfahren (1987). 
3 H.A. W o l f f , Selbstbelastung und Verfahrenstrennung (1997). 
4 Mäder, Betriebliche Offenbarungspflichten und Schutz vor Selbstbelastung (1997). 
5 BVerfGE 65, lff. 
6 S. insoweit Ernst, Verarbeitung und Zweckbindung von Informationen im Strafprozess 

(1993); Riegel, Datenschutz bei den Sicherheitsbehörden, 2. Aufl. (1992); Waiden, Zweckbindung 
und -änderung präventiv und repressiv erhobener Daten im Bereich der Polizei (1996); Zöller, In-
formationssysteme und Vorfeldmaßnahmen von Polizei, Staatsanwaltschaft und Nachrichten-
diensten (2002); zu den damit zusammenhängenden Problemen der Verteilung der Gesetzge-
bungskompetenzen zwischen Bund (gerichtliches Strafverfahren, Art. 741 Nr. 1 GG) und Ländern 
(polizeiliche Gefahrenabwehr) s. Gärditz, Strafprozess und Prävention (2003), S.221 ff. m.w.N. 
Aufgrund der Gesetzgebungskompetenz des Bundes für das Recht der Wirtschaft (Art. 741 Nr. 11 
GG) stellen sich derartige Probleme im Rahmen der vorliegenden Untersuchung nicht. 

7 S. etwa Herzog, WM 1999, 1905 ff. (zur Geldwäsche); Ransiek, DZWir 1995, 53 ff. (zum Insi-
derhandel). 

8 Der Begriff der Information bezeichnet nicht nur die isolierte Aussage eines Datums, sondern 
schließt darüber hinaus dessen Deutung und Interpretation durch den Mitteilungsempfänger ein, 
s. Albers, in: Haratsch/Kugelmann/Repkewitz, Informationsgesellschaft (1996), S. 113, 121 f. 
m.w.N. Der Einzelne ist indessen in gleicher Weise gegen die Verarbeitung von Daten und Infor-
mationen geschützt, soweit sich diese auf seine Person beziehen, vgl. Albers, aaO, 125 ff. (passim), 
weshalb im Rahmen dieser Untersuchung auf eine Differenzierung verzichtet werden soll. Dem 
entspricht die vom Gesetzgeber in den §§ 474ff. StPO getroffene formale Unterscheidung, wonach 
er die in einer Datei gespeichterten personenbezogenen Informationen als Daten bezeichnet, s. in-
soweit Hilger, in: Löwe-Rosenberg, StPO (25. Aufl.), §483 Rn. 11. 
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setzlichen Regelungen an diesem Maßstab zu überprüfen und gegebenenfalls Rege-
lungsalternativen aufzuzeigen. 

II. Begriffliche Präzisierung des Untersuchungsgegenstandes 

Die Untersuchung behandelt die verfahrensübergreifende Verwendung von Infor-
mationen im Rahmen von Wirtschaftsaufsicht und Strafverfolgung. Um den Un-
tersuchungsgegenstand näher zu bestimmen, bedürfen diese Begriffe der Präzisie-
rung. 

1. Wirtschaftsaufsicht (Wirtschaftsüberwachung1) 

Nach traditionellem Verständnis bezeichnet der Begriff der Aufsicht ein staatliches 
Hinsehen zu dem besonderen Zweck, das Objekt der Beobachtung mit einem 
Richtmaß in Übereinstimmung zu bringen oder zu erhalten.2 Die Wirtschaftsauf-
sicht besteht demnach nicht allein aus beobachtender Tätigkeit („auf etwas se-
hen"), sondern ist final darauf gerichtet, die Einhaltung des besagten Maßstabs zu 
sichern.3 Dies wird durch Verhaltensanweisungen und - soweit erforderlich - de-
ren Durchsetzung mit Hilfe von Zwang erreicht („Berichtigungsfunktion"4). Zum 
Teil wird die Vollstreckung auch als weitere, eigenständige Funktion der Wirt-
schaftsaufsicht angesehen.5 Die der Berichtigung dienenden „imperativen Mittel" 
sind charakteristisch für die Wirtschaftsaufsicht.6 

Gegenstand der Aufsicht ist die selbstverantwortliche Teilnahme am privaten 
Wirtschaftsverkehr.7 „Wirtschaftsüberwachung ist Unternehmensüberwachung."8 

Die Wirtschaftsaufsicht ist insoweit abzugrenzen von der Leitung eines staatseige-

1 Zum Teil wird der Begriff „Wirtschaftsüberwachung" gebraucht, um sich (auch) begrifflich 
von einem wohlfahrtspolizeilichen und etatistischen Verständnis der Wirtschaftsaufsicht abzuset-
zen, s. Gröschner, Überwachungsrechtsverhältnis (1992), S.46; Stober, Allgemeines Wirtschafts-
verwaltungsrecht (2002), S. 241. Die Begrifflichkeit des Gesetzgebers ist nicht einheitlich, im 
Schrifttum überwiegt der Terminus „Wirtschaftsaufsicht". Dem soll aus praktischen Erwägungen 
gefolgt werden, s. auch Ehlers, Ziele der Wirtschaftsaufsicht (1997), S. 3f. m.w.N.; s. ferner Gräm-
lich, VerwArch 88 (1997), 598ff.; Schuppen, DÖV 1998, 831 ff., 837. 

2 Triepel, Reichsaufsicht (1917), S. 111; ebenso Ehlers, Ziele der Wirtschaftsaufsicht (1997), S.4; 
R. Schmidt, Öffentliches Wirtschaftsrecht AT (1990), S.338f. 

3 Mösbauer, Staatsaufsicht (1990), S. 594ff. 
4 Triepel, Reichsaufsicht (1917), S. 120. 
5 E. Stein, Wirtschaftsaufsicht (1967), S. 17f., der die Überwachung, Berichtigung und Verhän-

gung von Sanktionen als die drei Unterfunktionen der Wirtschaftsaufsicht ansieht. 
6 Ehlers, Ziele der Wirtschaftsaufsicht (1997), S.4f. 
7 R. Schmidt, Öffentliches Wirtschaftsrecht AT (1990), S.338. 
8 Gröschner, Überwachungsrechtsverhältnis (1992), S.127. Diese Überwachung lässt sich un-

terteilen in die Überwachung von Betrieben, Anlagen und Produkten (Gröschner, aaö); s. auch 
Mösbauer, Staatsaufsicht (1990), S. 623ff., der zwischen der wirtschaftlichen Betätigung (Verhal-
tensaufsicht), deren Verkörperung durch Unternehmen (Personenaufsicht) und der Einrichtung 
von Märkten (z.B. Börsenaufsicht) differenziert. 
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nen Unternehmens, wo es an einer eigenverantwortlichen wirtschaftlichen Betäti-
gung im Verhältnis zur Leitungsebene fehlt.9 

Kennzeichnend für die Wirtschaftsaufsicht ist des Weiteren die punktuelle Kor-
rektur wirtschaftlicher Tätigkeit.10 Von der Wirtschaftsaufsicht abzugrenzen sind 
insofern staatliche Maßnahmen der Wirtschaftslenkung.11 Im Gegensatz zur Auf-
sicht ist diese auf eine globale Steuerung der Wirtschaft ausgerichtet12, indem die 
Kräfte des Marktes verdrängt werden und das Wirtschaftsleben zum allgemeinen 
Wohl gestaltet wird.13 Wirtschaftsaufsicht ist mikrojuristisch, Wirtschaftslenkung 
makrojuristisch.14 Soweit den Lenkungsinstrumenten keine Berichtigungs-, son-
dern nur eine Anreizfunktion zukommt, wie z.B. finanziellen Vergünstigungen, 
werden diese schon deshalb nicht der Wirtschaftsaufsicht zugeordnet (vgl. o.).15 

Erst recht gilt dies für die Sammlung von Informationen ohne Bezug zu einem be-
stimmten Wirtschaftsteilnehmer (allgemeine Marktbeobachtung, statistische Erhe-
bungen), da diese Angaben keinen Aufschluss darüber geben, ob es der Berichti-
gung eines konkreten Verhaltens bedarf.16 

Für die Ziele der vorliegenden Untersuchung soll an dem restriktiven Verständ-
nis der Wirtschaftsaufsicht festgehalten werden.17 Da die Wirtschaftslenkung we-
niger das Verhalten des Einzelnen als die Wirtschaft als Ganzes im Blick hat, ist 
nicht - wie bei der Wirtschaftsaufsicht (i.e.S.) - zu erwarten, dass sich die zugrun-
deliegenden Sachverhalte mit den für die Strafverfolgung relevanten Tatsachen de-
cken oder in wesentlichen Teilen überschneiden. Die Gefahr einer Kollision von 
Verfahrens- und Abwehrrechten ist dagegen größer, wenn zwei Verfahren jeweils 
ein bestimmtes, „punktuell" normwidriges Verhalten des Betroffenen zum Gegen-
stand haben. Hinzu kommt, dass im Bereich der Wirtschaftslenkung nicht impera-

9 Ehlers, Ziele der Wirtschaftsaufsicht (1997), S. 5; allerdings unterliegt das staatliche Unterneh-
men gegebenenfalls - wie das private - der allgemeinen Wirtschaftsaufsicht (Ehlers, aaO, S. 6). Da 
die mit der staatlichen Leitung von Unternehmen stellenden Grundrechtsprobleme völlig anders 
gelagert sind, besteht für die vorliegende Untersuchung kein Bedürfnis, derartige Leitungsfunk-
tionen in den Begriff der Wirtschaftsaufsicht zu integrieren. 

10 Mösbauer, Staatsaufsicht (1990), S. 655; R. Schmidt, Öffentliches Wirtschaftsrecht AT (1990), 
S.339. 

11 Gröschner, Überwachungsrechtsverhältnis (1992), S.66; Scholz, Wirtschaftsaufsicht (1971), 
S.20f.; i.E. ebenso R. Schmidt, Öffentliches Wirtschaftsrecht AT (1990), S.299 (mit dem Gegen-
satzpaar: Wirtschaftsaufsicht - Wirtschaftspolitik). 

12 Gröschner, Uberwachungsrechtsverhältnis (1992), S.66; R. Schmidt, Öffentliches Wirt-
schaftsrecht AT (1990), S.299. 

13 S. Ehlers, Ziele der Wirtschaftsaufsicht (1997), S. 67, zur Abgrenzung von Überwachung und 
Lenkung; beide Begriffe werden allerdings unter dem Begriff der Aufsicht zusammengefasst (aaö, 
S.5, 67f.); s. auch Gröschner, LdWR, W 840, Stichwort Wirtschaftsüberwachung, S.6. 

14 Gröschner, Uberwachungsrechtsverhältnis (1992), S.66. 
15 Ehlers, Ziele der Wirtschaftsaufsicht (1997), S. 5. 
16 So bereits Triepel, Reichsaufsicht (1917), S. 116. 
17 Anders Ehlers, Ziele der Wirtschaftsaufsicht (1997), S. 5, 67f., der die Lenkung und Überwa-

chung der Wirtschaft unter dem Oberbegriff der Wirtschaftsaufsicht zusammenfasst. 
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tive Steuerungsinstrumente überwiegen und staatliche Eingriffsbefugnisse nur be-
grenzt vorgesehen sind.18 

Die Aufgabe, eine ordnungsgemäße und vollständige Besteuerung sicherzustel-
len, wird zum Teil ebenfalls als Funktion der Wirtschaftsaufsicht angesehen.19 Dies 
mag angesichts der Unterschiede zwischen Steuerrecht und öffentlichem Wirt-
schaftsrecht zweifelhaft erscheinen. Andererseits wird mit der Einbeziehung des 
Steuerrechts ein Referenzgebiet erschlossen, in dem die rechtlichen Probleme der 
verfahrensübergreifenden Verwendung von Informationen eine besondere Rege-
lung erfahren haben (§ 393 AO), der möglicherweise über das Steuerrecht hinaus 
Modellcharakter zukommen könnte. Angesichts dieser möglichen Vorteile er-
scheint eine Erstreckung der Untersuchung auf das Steuerrecht angezeigt und die 
damit verbundene Ausweitung des Untersuchungsgegenstandes gerechtfertigt. 

2. Strafverfolgung (i.w.S.) 

Der Begriff der Strafverfolgung bezeichnet die staatliche Verfolgung von Strafta-
ten. Diese Tätigkeit unterscheidet sich von der Wirtschaftsaufsicht darin, dass sie 
sich auf vergangenes Verhalten bezieht, indem sie dieses mit einer Strafe ahndet. In 
diesem Punkt gleichen sich die Strafverfolgung i.e.S. und die Verfolgung von Ord-
nungswidrigkeiten. Die vorliegende Untersuchung versteht den Begriff der Straf-
verfolgung daher in einem umfassenden Sinne als repressive staatliche Tätigkeit, 
d.h. eine solche, die auf die Ahndung eines vergangenen Verhaltens gerichtet ist.20 

Für dieses weite Verständnis spricht, dass gerade im Bereich der Ordnungswid-
rigkeiten eine doppelte Zuständigkeit der Aufsichtsbehörden besteht, so dass eine 
besondere Gefahr der Umgehung von Verfahrensrechten oder der Aushöhlung 
von Grundrechten besteht. Der Mehraufwand der Einbeziehung des Ordnungs-
widrigkeitenrechts ist andererseits begrenzt, da die für das Strafrecht geltenden 
Grundsätze in weiten Teilen auch auf das Recht der Ordnungswidrigkeiten An-
wendung finden21. 

III. Gang der Untersuchung 

Der Gang der Untersuchung folgt dem oben skizzierten Erkenntnisinteresse: Zu-
nächst werden die allgemeinen und verfassungsrechtlichen Grundlagen der verfah-
rensübergreifenden Verwendung personenbezogener Informationen dargelegt 

18 S. die oben genannten Beispiele. Dies gilt nicht für dort vorgesehene präventive Befugnisse, 
die der Verhütung von Straftaten und nicht unmittelbar der Wirtschaftslenkung dienen, s. z.B. die 
Verordnung des Rates (EG, Euratom) Nr. 2185/96, AB1EG 1996 L 292/2 (zur Betrugsbekämp-
fung). 

19 S. Mösbauer, Staatsaufsicht (1990), S.556ff. 
2 0 S. Appel, Verfassung und Strafe (1998), S.238f. 
21 S. dazu Appel, Verfassung und Strafe (1998), S.238f., 286ff., 505ff.; s. z.B.S.113 (Schuld-

grundsatz), 124 (Art. 103 II GG), 531 f. (Art. 103 III GG). 
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(B.). Im zweiten Hauptteil werden anschließend die gesetzlichen Regelungen auf 
ihre Vereinbarkeit mit den verfassungsrechtlichen Vorgaben untersucht (C.). 

Die Untersuchung beginnt dementsprechend mit den Grundlagen, dem Verfah-
ren als äußeren Rahmen und den Grundrechten des Einzelnen als normativen 
Grenzen der verfahrensübergreifenden Informationsverarbeitung (B.). Zunächst 
sollen die zur Strafverfolgung und zur Wirtschaftsaufsicht betriebenen Verfahren 
untersucht werden (B.I.). Das Interesse an der Nutzung personenbezogener Daten 
in einem Verfahren wird durch die Ziele dieses Verfahrens bestimmt. Mit den Ver-
fahrenszielen steht im weiteren Verlauf der Untersuchung eine Grundlage zur Ver-
fügung, um zu beurteilen, ob und in welchem Umfang in der jeweiligen Verfah-
renskonstellation ein öffentliches Interesse an der Verwendung personenbezoge-
ner Informationen besteht. 

Im zweiten Abschnitt wird der verfassungsrechtliche Rahmen der verfahrens-
übergreifenden Informationsverarbeitung untersucht (B.II.). Dabei wird zwischen 
den materiellen Grundrechten, die den Einzelnen vor der staatlichen Informations-
erhebung und -Verarbeitung schützen, und den Verfahrensgrundrechten, die einen 
vergleichbaren Schutz gewähren, differenziert (B.II.l.). Anschließend wird zu-
nächst die Bedeutung der materiellen Grundrechte als „informationelle Abwehr-
rechte" dargestellt (B.II.2.) und der verfassungsrechtliche Schutz des besonderen 
Vertrauensverhältnisses zu Berufsgeheimnisträgern analysiert (B.II.3.). Schließlich 
werden die verfassungsrechtlichen Grundlagen des Satzes „Nemo tenetur se ipsum 
accusare" herausgearbeitet (B.H.4.). 

Auf diesen verfassungsrechtlichen Ausführungen aufbauend, wird im zweiten 
Hauptteil (C.) die Zulässigkeit der verfahrensübergreifenden Informationsverar-
beitung nach Maßgabe des einfachen Gesetzesrechts untersucht. Im Rahmen der 
Untersuchung wird zwischen den verfassungsrechtlichen Grenzen, die dem Ge-
setzgeber durch die materiellen Grundrechte und durch den Schutz besonderer 
Vertrauensverhältnisse gezogen sind (C.I.-III.), und den Auswirkungen des Satzes 
„Nemo tenetur se ipsum accusare" (C.IV.) unterschieden. 

Bei der Behandlung der materiellen Grundrechte ist zu Beginn ein eigener Ab-
schnitt der Informationserhebung im Verwaltungsverfahren gewidmet (C.I.). Mit 
den Maßstäben, die auf die Informationserhebung Anwendung finden, wird einer-
seits ein Bezugspunkt für die verfassungsrechtliche Beurteilung der Verwendung 
bereits erhobener Informationen gewonnen. Andererseits erweist sich die Infor-
mationserhebung im Verwaltungsverfahren zum Teil als verfassungsrechtlich 
zweifelhaft, so dass der Einzelne möglicherweise bereits vor der Informationserhe-
bung verfassungsrechtlich geschützt ist. Anschließend wird die Verwendung per-
sonenbezogener Informationen aus dem Verwaltungsverfahren zur Verfolgung 
von Straftaten und Ordnungswidrigkeiten (C.II.) und danach die Verwendung von 
Informationen aus dem Straf- oder Ordnungswidrigkeitenverfahren zur Gefah-
renabwehr (C.III.) erörtert. Auf eine vorangehende Darstellung und verfassungs-
rechtliche Diskussion der Ermittlungsbefugnisse im Straf- bzw. Ordnungswidrig-
keitenverfahren wird dabei verzichtet. Diese Befugnisse haben in der StPO eine in 
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sich geschlossene Regelung erfahren, hinsichtlich ihrer Darstellung kann daher auf 
die einschlägigen Lehrbücher verwiesen werden.1 Eine verfassungsrechtliche Dis-
kussion der einzelnen Ermittlungsbefugnisse, z.B. des „großen Lauschangriffs", 
würde den Rahmen der vorliegenden Untersuchung sprengen; auch insoweit er-
scheint daher ein Verweis auf das entsprechende strafprozessuale Schrifttum ver-
tretbar.2 

Schließlich wird der Frage nachgegangen, ob die Verwendung von Informatio-
nen aus dem Verwaltungsverfahren zu repressiven Zwecken mit dem verfassungs-
rechtlichen Grundsatz „Nemo tenetur se ipsum accusare" vereinbar ist bzw. auf 
welche Weise ein Verstoß gegen diesen Grundsatz bei der Gesetzesanwendung ver-
mieden werden kann (C.IV.). 

Die Untersuchung endet mit einer Zusammenfassung und einem rechtspoliti-
schen Ausblick (D.). 

1 S. etwa Beulke, Strafprozessrecht (2002), Rn.233ff. 
2 S. etwa Mozek, Der „große Lauschangriff" (2001), S. 148ff. (zu § 100c I Nr.3 StPO). 





B. Grundlagen: Staatliche Verfahren und Grundrechte 
als Rahmen der Informationsverarbeitung 

Den äußeren Rahmen der verfahrensübergreifenden Verwendung von Informatio-
nen bilden die Verfahren, in denen die personenbezogenen Daten erhoben und ver-
arbeitet werden. In einem ersten Schritt sollen daher die Ziele des Strafverfahrens 
(bzw. Ordnungswidrigkeitenverfahrens) einerseits und des Verwaltungsverfah-
rens andererseits untersucht werden (I.), denn auf ihrer Grundlage kann das öffent-
liche Interesse bestimmt werden, das an der Erhebung bzw. Verwendung der be-
treffenden Information besteht. 

Anschließend ist auf den Schutz des Einzelnen vor der staatlichen Erhebung und 
Verarbeitung personenbezogener Daten einzugehen. Die Grundrechte schützen 
das Interesse des Einzelnen, von staatlichen Informationseingriffen verschont zu 
werden und normieren damit den verfassungsrechtlichen Rahmen der verfahrens-
übergreifenden Verwendung personenbezogener Informationen (II.). 



I. Strukturvergleich von Straf- und Verwaltungsverfahren 

1. Die Ziele des Strafverfahrens 

Als Ziel des Strafverfahrens soll das Gemeinwohlinteresse bestimmt werden, das 
die Durchführung des Verfahrens normativ legitimiert, also eine Antwort auf die 
Frage gibt, wozu ein Strafverfahren durchgeführt wird. Davon zu trennen ist die 
Frage nach der näheren Ausgestaltung des Verfahrens (Wozu führt der Staat Straf-
verfahren auf diese Art und Weise durch ?). Die Verfolgung weiterer Ziele im Straf-
verfahren ist zwar nicht ausgeschlossen, diese setzen jedoch die Durchführung ei-
nes Strafverfahrens und ein daran bestehendes Interesse bereits voraus. 

a) Rechtsfrieden 

Das Ziel des Strafverfahrens wird überwiegend in der (Wieder-) Herstellung von 
Rechtsfrieden gesehen.1 Dieses Ziel „Rechtsfrieden" kann nicht rein prozessual als 
Herbeiführung einer abschließenden, rechtskräftigen Entscheidung verstanden 
werden. Eine solche empirische Sichtweise2 liefert nur eine Beschreibung des Straf-
verfahrens, aber keinen Wertungsgesichtspunkt, der seine Durchführung legitimie-
ren könnte.3 Das Interesse an Rechtssicherheit vermag dies nicht zu leisten. Der 
rechtskräftige Abschluss des Strafverfahrens beseitigt die bis dahin bestehende Un-
sicherheit über die Verhängung einer Strafe. Diese Unsicherheit wird aber erst 
durch die Einleitung des Verfahrens geschaffen, mit anderen Worten, das Bedürfnis 
nach Rechtssicherheit kann begründen, warum das Verfahren irgendwann abge-
schlossen werden muss4, aber nicht, weshalb es überhaupt eingeleitet werden soll. 
Prozessualer „Rechtsfrieden" ließe sich am einfachsten bewahren, indem auf die 

1 Beulke, Strafprozessrecht (2002), Rn. 6; Kühl, Unschuldsvermutung (1983), S. 74; Ranft, Straf-
prozessrecht (1995), S. 2; Rieß, in: Löwe-Rosenberg, StPO (25. Aufl.), Einleitung Abschn. B Rn. 4; 
Roxin, Strafverfahrensrecht (1998), S. 2; Scbmidhäuser, in: FS für Eb. Schmidt (1971), S. 511,521 f.; 
Volk, Prozessvoraussetzungen (1978), S. 183; Wolter, GA 1985, 49, 53. 

2 Goldschmidt, Prozess (1925), S. 150f., S. 151: „Rechtskraft als Prozessziel"; dementsprechend 
wird Rechtskraft „metarechtlich" als auf dem soziologischen Machtprinzip beruhende „Gerichts-
kraft" angesehen (aaO, S.212f.). 

3 Weigend, Deliktsopfer (1989), S. 198f. 
4 S. dazu Kaiser, Beschwer (1993), S. 85; P a e f f g e n , Vorüberlegungen (1986), S. 26; die empirische 

Sichtweise (s.o.) vermag freilich auch dies nicht zu begründen, s. Henckel, Prozessrecht (1970), 
S. 49. 
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